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ſowie die Handhabung der Disziplinargewalt bei dem erſteren Gerichte, S. 77. — Geſetz, betreffend 
die Aufhebung der durch die Verordnung vom 2. März 1868 verhängten Beſchlagnahme des Vermögens 
des Königs Georg, S. 79. 


(Nr. 9520.) Geſetz, betreffend die Führung der Aufſicht bei dem Amtsgericht I und dem 
Landgericht J in Berlin, ſowie die Handhabung der Disziplinargewalt bei 
dem erſteren Gerichte. Vom 10. April 1892. * 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
pe F. 1. it 
Ueber die Führung der Aufſicht bei dem Amtsgericht 1 und dem Land: 
gericht I in Berlin, ſowie über die Handhabung der Disziplinargewalt bei dem 
erſteren Gerichte werden die folgenden beſonderen Vorſchriften erlaſſen. 


§. 2. 
Bei dem Amtsgerichte ſteht das Recht der Aufficht einem Amtsrichter zu, 
welcher den Amtstitel Amtsgerichtspräſident führt und in den Beſoldungsetat der 
Landgerichtspräſidenten aufgenommen wird. Derſelbe wird vom Könige ernannt. 


$. 3. a 
Das Recht der Aufficht des Amtsgerichtspräſidenten erſtreckt ſich auf alle 
bei dem Amtsgericht angeſtellten oder beſchäftigten Beamten. 75 
ö F. 4. | 
Hinſichtlich der bei dem Amtsgericht angeftellten oder beſchäftigten richterlichen 
Beamten werden ſämmtliche Befugniſſe, welche nach dem Geſetze vom 7. Mai 1851, 
betreffend die Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben 
auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand (Geſetz-Samml. S. 218), und 
nach dem Geſetze vom 9. April 1879, betreffend die Abänderung von Be— 
ſtimmungen der Disziplinargeſetze (Geſetz-Samml. S. 345), dem Präſidenten 
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Ausgegeben zu Berlin den 16. April 1892. 


2 IE. 


des Landgerichts zuſtehen, ftatt durch diefen durch den Amtsgerichtspräſidenten, 
hinfichtlich des Letzteren durch den Präſidenten des Kammergerichts ausgeübt. 
Soweit gegen Verfügungen des Amtsgerichtspräſidenten, welche auf Grund 
der im erſten Abſatze bezeichneten Geſetze ergehen, die Beſchwerde im Aufſichts— 
wege zuläſſig iſt, entſcheidet über dieſelbe der Präſident des Kammergerichts. 
Die Geldſtrafen, welche auf Grund der Disziplinargeſetze von den Auf: 
ſichtsbeamten bei den Amtsgerichten verhängt werden dürfen, können von dem 
Amtsgerichtspräſidenten bis zum Betrage von dreißig Mark feſtgeſetzt werden. 


1 

Der Amtsgerichtspräſident kann die Aufficht über die bei dem Amtsgericht 
angeſtellten oder beſchäftigten nicht richterlichen Beamten durch Richter deſſelben 
Gerichts ausüben. Die Richter, welche von ihm zu beauftragen find, werden 
durch den Juſtizminiſter beſtimmt. N 

* 
Die nach Maßgabe des §. 6 von dem Amtsgerichtspräſidenten beauftragten 
Richter haben ſeinen dienſtlichen Anordnungen nachzukommen und handeln als 
feine Vertreter. Sie find zu allen in dem Recht der Aufſicht liegenden Amts⸗ 
handlungen deſſelben ohne den Nachweis eines beſonderen Auftrags berechtigt. 
f | $. 8. 

Im Falle der Verhinderung wird der Amtsgerichtspräſident in feinen durch 
dieſes Geſetz beſtimmten Geſchäften durch den nach H. 6 beauftragten Richter ver- 
treten, welcher dem Dienſtalter nach und bei gleichem Dienſtalter der Geburt 
nach der älteſte iſt. 

§. 9 


Der Präſident des Landgerichts kann die Aufſicht über die bei dem Land— 
gericht angeſtellten oder beſchäftigten nicht richterlichen Beamten durch die ihm 
unterſtellten Direttoren ausüben, auf welche die Vorſchriften des F. 7 entſprechende 
Anwendung finden. m 

§. 10. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1892 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. Hföched 1 g 

Gegeben im Schloß zu Berlin, den 10. April 1892. 


(L. S) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
Thielen. Boſſe.“ Y m 
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(Nr. 9521.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der durch die Verordnung vom 2. März 1868 
verhängten Beſchlagnahme des Vermögens des Königs Georg. Vom 
10. April 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Artikel J. 


Die durch Verordnung vom 2. März 1868 (Geſetz-Samml. S. 166) über 
das Vermögen des Königs Georg verhängte Beſchlagnahme wird aufgehoben. 


Artikel II. 
Mit Ausführung dieſes Geſetzes wird der Finanzminiſter beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben im Schloß zu Berlin, den 10. April 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 


Frhr. v. Berlepſch. Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. 
v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
(Nr. 9521.) 
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